
„Wir brauchen eine Krisenabgabe“
Der Fraktionsvize der SPD im Bundestag, Achim Post aus Minden, will Reiche stärker zur Kasse bitten. Im

Interview spricht er über Fehler der Ampel, die AfD und er erklärt, warum er Chef der NRW-SPD werden will.
Herr Post, Sie gelten als Schlüs-
selfigur hinter den Kulissen bei
Verhandlungen in der Bundes-
politik. Jetzt wollen Sie auch
noch Chef der NRW-SPD wer-
den. Warum?
ACHIM POST: Ich bin vor 47
Jahren in die SPD eingetreten
und seitdem immer noch im
selben Ortsverein in Ostwest-
falen-Lippe. Ich habe der Par-
tei sehr viel zu verdanken. Die
NRW-SPD braucht einen Neu-
anfang. Und zu meiner und
unserer politischen DNA ge-
hört es, regieren zu wollen. Ich
bin überzeugt davon, dass uns
das auch in NRW wieder ge-
lingen wird. Wenn die SPD-
Delegierten Sarah Philipp und
mich Ende August auf dem
Parteitag in Münster zu den
neuen Landesvorsitzenden
wählen sollten, würde NRW im
Bund noch mehr Gewicht be-
kommen. Sarah und ich wer-
den alles dafür tun, dass die So-
zialdemokratie in NRW wie-
der nach oben kommt und wir
haben richtig Lust darauf.

Übernehmen Sie sich?
Nein, ich werde mein Amt als
Chef der NRW-Landesgruppe
in der SPD-Bundestagsfrak-
tion abgeben, damit ich mit
voller Kraft die neue Aufgabe
anpacken kann. Der Vorstand
der Landesgruppe hat bereits
Wiebke Esdar und Dirk Wiese
als Nachfolger vorgeschlagen.
Darüber entscheidet die Lan-
desgruppe in der nächsten Wo-
che. Und in NRW setzen wir
jabewusstaufeinstarkesTeam,
denn nur so können wir wie-
der erfolgreich werden.

Wer gehört zum Team?
Neben Sarah Philipp als Teil
der Doppelspitze soll Frede-
rick Cordes als neuer Gene-
ralsekretär Verantwortung
übernehmen, was ich sehr be-
grüße. Auch die Vize-Partei-
chefs haben eine enorm wich-
tige Rolle – aus unserer Re-
gion gerade auch der Bürger-
meister von Werther, Veith
Lemmen. Das gleiche gilt für
den neuen Fraktionschef Jo-
chen Ott und unsere Bürger-
meisterinnen und Bürgermeis-
ter in NRW. Wir werden die
SPDmitSelbstbewusstseinund
Zuversicht Schritt für Schritt
wieder nach oben bringen.

Die Realität zeigt aber: Daswird
ein weiter Weg . CDU und Grü-
ne regieren hier recht harmo-
nisch, anders als Sie mit den
Grünen und der FDP im Bund.
Das sehe ich anders. In der

NRW-SPD gab es Mitte Juni
ein Wochenende der neuen Ei-
nigkeit, als wir einstimmig vom
Landesvorstand als neue Füh-
rungvorgeschlagenwurden.So
wollen wir das weiter handha-
ben. Die Scharmützel zwi-
schenFriedrichMerzundHen-
drik Wüst rund um die Kanz-
lerkandidatur unterstreichen
stattdessen die alte Zerrissen-
heit der CDU.

Was meinen Sie damit?
Der Konflikt zwischen Herrn
Merz und Herrn Wüst ist kein
bloßes Medienphänomen,
sondern eine reale und offene
Machtfrage. Es ist mir schleier-
haft,warumsichHendrikWüst
nur ein Jahr nach der gewon-
nenen Landtagswahl offenbar
bereits als Kanzlerkandidat der
Union in Stellung bringt.
Eigentlich gibt es in NRW ge-
rade jetzt genug zu tun.

Was?
Bildung, gute Arbeit und hand-
lungsfähige Kommunen – das
gehört für mich noch stärker
in den Mittelpunkt. Es braucht
zudem eine deutlich aktivere
Wirtschafts- und Industrie-
politik. Ich bin für einen In-
dustriestrompreis, damit wir
im Vergleich zu anderen Staa-
ten und Weltregionen wettbe-
werbsfähig bleiben. Das wür-
de Beschäftigung sichern und
unseren Betrieben in den kom-

menden Jahren Planungssi-
cherheit geben.

Am Ende geht es ums Geld. Tei-
le der SPD fordern eine Ver-
mögens-undReichensteuer.Wie
sehen Sie das als Haushaltsex-
perte und Fraktionsvize Ihrer
Partei im Bund?
Der Bundeshaushalt steht auf-
grund zahlreicher Krisen und
der Transformation enorm
unter Druck. Deshalb ist für
mich auch klar: Wir können
auf Dauer nicht einfach so wei-
termachen wie bislang. Ich
kann mir zum Beispiel eine ein-
malige Krisenabgabe sehr gut
vorstellen, die dafür sorgt, dass
bei den Krisenlasten und ihren
Folgekosten starke Schultern
finanziell mehr tragen als
schwache.

„Kohl würde
sich im Grab
umdrehen“

Wie sollte die aussehen?
Über Details kann man reden.
Wichtig ist, dass es unbüro-
kratisch ist, vor dem Verfas-
sungsgericht Stand hält und es
letztlich dafür eine politische
Mehrheit gibt. Das wird noch
viel Arbeit verlangen. Ich bin
aber überzeugt davon, dass
man das in den nächsten Jah-
ren hinbekommen kann. Doch

auch kurzfristig müssen wir
was tun: Für das zweite Halb-
jahr ist ein Gesetz gegen Steuer-
schlupflöcher angekündigt.
Das ist eine Frage der Fairness
gegenüber den ehrlichen
Steuerzahlern und kann eine
Milliardensumme auch für den
Haushalt bedeuten. Hier wer-
de ich mit der SPD-Fraktion
im Bundestag weiter Druck
machen.

Aber auch dafür braucht es eine
Mehrheit in der Ampel. Die
Menschen sind müde vom Streit
in der Koalition. Sind Sie nicht
kompromissfähig?
Alle Ampel-Parteien sind glei-
chermaßen kompromissfähig.
Unsere und auch meine Auf-
gabe ist es, dafür zu sorgen, dass
die Ampel besser und schnel-
ler wird. Beim Sondervermö-
gen für die Bundeswehr, dem
Bau der LNG-Terminals oder
den Energiepreisbremsen und
Entlastungspaketen für die
Bürgerinnen und Bürger ha-
ben wir gezeigt, dass wir das
können.

Dennoch ist die Unzufrieden-
heit mit Ihrer Politik groß, was
sich auch an den hohen Um-
fragewerten für die AfD zeigt.
Wie blicken Sie darauf?
Wir dürfen die AfD weder ver-
harmlosen noch aufblasen. Sie
hat es in NRW vor einem Jahr
nur knapp in den Landtag ge-

schafft. Am Ende zählen Wahl-
ergebnisse und keine Umfra-
gewerte. Dennoch müssen wir
als Ampel dafür sorgen, dass
der gute Geist der Anfangszeit
wieder stärker sichtbar wird.
Und ich bin zuversichtlich,
dass uns das auch gelingt.

Wie wird es mit der AfD mit
Blick auf anstehende Wahlen
weitergehen?
Das beste Mittel ist anständi-
ge Politik – und die werden wir
machen. Aber es geht auch um
die grundsätzliche Haltung.
Ich erwarte vor allem von CDU
und CSU, dass die Brandmau-
er zur AfD steht. Bei Manfred
Weber, dem Chef der Euro-
päischen Volkspartei EVP, be-
obachte ich aktuell leider eher
das Gegenteil. Er schmiedet
einen Pakt nach dem anderen
mit rechtsextremen und
rechtsradikalen Kräften in
Europa. Der große Europäer
Helmut Kohl würde sich im
Grab umdrehen, wenn er das
sehen würde.

Das Gespräch fasste
Ingo Kalischek zusammen

Der Fraktionsvize der SPD im Bundestag, Achim Post, beim Besuch dieser Zeitung in Bielefeld. Foto: Peter Unger

Rechtsextremes
Potenzial im

Osten sehr hoch
Felix Huesmann

¥ Berlin. Weniger als die Hälf-
te der Bevölkerung in den ost-
deutschen Bundesländern
lehnt ausländerfeindliche Aus-
sagen klar ab. Zu diesem Er-
gebnis kommt eine Studie des
Leipziger Else-Frenkel-Bruns-
wik-Instituts, die in Berlin vor-
gestellt wurde. Für die reprä-
sentative Untersuchung wur-
den im vergangenen Jahr 3.546
Menschen in den ostdeut-
schen Flächenländern und
Ostberlin befragt. Den For-
schern zufolge ist die Zustim-
mung zu rechtsextremen Aus-
sagen in Ostdeutschland hoch,
insgesamt seit dem Beginn der
2000er Jahre aber nicht ange-
stiegen.

Etwa 41 Prozent der Be-
fragten stimmten der Aussage
zu, Ausländer kämen nur nach
Deutschland, um den Sozial-
staat auszunutzen. Weitere 28
Prozent lehnten diese Aussage
zumindest nicht ab. Fast 37
Prozent stimmten außerdem
der Aussage zu, die Bundesre-
publik sei „durch die vielen
Ausländer in einem gefährli-
chen Maß überfremdet“. Wei-
tere 25 Prozent konnten sich
nicht zu einer Ablehnung die-
ser Aussage durchringen.

Besonders hoch ausgeprägt
sei die Zustimmung zu rechts-
extremen Aussagen in Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen, erklärten die Forscher.
In den drei Bundesländern sei-
en „alle Dimensionen der von
uns erfassten rechtsextremen
Einstellungen in einem be-
drohlichen Maße anzutref-
fen“, heißt es in der Studie.
Sachsen-Anhalt rage dabei be-
sonders heraus.

„Es besteht eine grundsätz-
liche demokratische Orientie-
rung in Ostdeutschland, aber
auch eine Sehnsucht nach Au-
torität“, erklärte der Psycho-
loge und Leiter des Else-Fren-
kel-Brunswik-Instituts, Oliver
Decker. Ein Großteil der Men-
schen in Ostdeutschland sei
mit der Demokratie als Idee
zwar zufrieden, allerdings mit
der ihnen zur Verfügung ste-
henden demokratischen Wirk-
möglichkeiten komplett unzu-
frieden. Darin spiegele sich
auch die Unzufriedenheit mit
dem Verlauf der Deutschen
Einheit wider.

„Nicht alle, die ausländer-
feindliche Ressentiments tei-
len, haben ein geschlossen
rechtsextremes Weltbild“, er-
klärte Decker. Diese Ressenti-
ments seien jedoch für rechts-
extreme Parteien wie die AfD
Ankerpunkte in die Mitte der
Gesellschaft. „Wir haben eine
Situation, in der diese The-
men für die Menschen offen-
bar relevanter sind als in der
Vergangenheit und jetzt wahl-
entscheidend werden“, sagte
er. Ein geschlossen rechtsex-
tremes Weltbild attestieren die
Forscher rund 7 Prozent der
Bevölkerung in Ostdeutsch-
land. Am stärksten sticht hier-
bei Sachsen-Anhalt mit fast 12
Prozent heraus. Kommentar

Elmar Oliver Decker forscht zu
Fremdenfeindlichkeit. Foto: dpa

Krawalle nach Tod von Jugendlichemdurch Polizeischuss
Ein 17-Jähriger wird bei Paris bei einer Verkehrskontrolle von einem Polizisten erschossen.

Das sei „nicht zu erklären und nicht zu entschuldigen“, sagt Präsident Macron. Es gibt heftige Proteste.
Michael Evers und
Marc Kalpidis

¥ Nanterre. Frankreich ist
nach einem tödlichen Polizei-
schuss auf einen 17-Jährigen
bei einer Verkehrskontrolle in
Aufruhr. Eine Motorradstreife
hatte den Jugendlichen am
Steuer eines Autos in Nanter-
re bei Paris gestoppt. Als der
junge Mann plötzlich anfuhr,
fiel der tödliche Schuss. Wie In-
nenminister Gérald Darm-
anin sagte, wurde der Beamte
in Polizeigewahrsam genom-
men. Gegen ihn wird wegen
Totschlagsverdacht ermittelt.
Dem 38-Jährigen drohe die
Suspendierung. Der tödliche
Schuss folgt ähnlichen Vorfäl-
len bei Polizeikontrollen und
löste schwere Krawalle und
politische Empörung aus.

Ein vom Sender France Info
verifiziertes Video zeigt, wie
der Beamte seine Waffe bei der

Kontrolle auf Höhe der Fah-
rertür in das stehende Auto
richtete. Die Situation scheint
unter Kontrolle, hektische Be-
wegungen sind nicht zu er-
kennen. Als der 17-Jährige
plötzlich losfährt, feuert der
Beamte aus nächster Nähe auf
den Jugendlichen und trifft ihn
tödlich in die Brust. Das Auto
fuhr dann noch einige Meter
weiter und rammte eine Stra-
ßenabsperrung.

Laut France Info hatten die
beiden Streifenpolizisten zu-
nächst ausgesagt, der Jugend-
liche habe sie überfahren wol-
len. Später seien sie von dieser
Version wieder abgerückt und
hätten erklärt, er habe ihren
Anordnungen keine Folge ge-
leistet und dann plötzlich Gas
gegeben – von einer Tötungs-
absicht war keine Rede mehr.

Präsident Emmanuel Ma-
cron reagierte mit Mitgefühl
undklarenWortenaufdenTod

des 17-Jährigen. „Wir haben
einen Jugendlichen, der getö-
tet wurde, das ist nicht zu er-
klären und nicht zu entschul-
digen“, sagte Macron. „Zu-
nächst möchte ich hier die
Emotion der ganzen Nation
ausdrücken nach dem Gesche-
hen und dem Tod des jungen

Nahel und der Familie unsere
ganze Solidarität und das Mit-
gefühl der ganzen Nation aus-
drücken.“ Er wolle, dass die
Justiz ihre Arbeit in Ruhe ma-
che und die Wahrheit schnell
offengelegt werde.

Die Unruhen, die mit einer
Demonstration vor der Poli-

zeiwache von Nanterre begon-
nen hatten, griffen in der Nacht
auf angrenzende Orte über.
Mülltonnen, Autos, eine
Grundschule und der Anbau
eines Rathauses wurden von
aufgebrachten Menschen in
Brand gesetzt, Einsatzkräfte
mit explodierenden Feuer-
werkskörpern beschossen. Die
Polizei setzte Tränengas und
Gummigeschosse ein. Laut
dem Innenminister wurden 24
der 1.200 eingesetzten Poli-
zeibeamte verletzt. Rund 40
Autos brannten aus.

Der Teenager soll unter an-
derem wegen Verkehrsdelik-
ten polizeibekannt gewesen
sein. Immer wieder kommen
Menschen in Frankreich bei
Fahrzeugkontrollen ums Le-
ben, wenn sie sich nicht an An-
weisungen halten. Zu den Op-
fern gehören oft junge Män-
ner mit Migrationshinter-
grund.

Autos brennen nach Protesten wegen eines tödlichen Polizeischusses
auf einen 17-Jährigen in Paris. Foto: imago images

TK-Report: Mehr
Studierende in
Burnout-Gefahr

¥ Berlin (AFP). Angesichts
von Corona-Krise, steigenden
Lebenshaltungskosten, Prü-
fungsdruckundZukunftsängs-
ten geht es Studierenden nach
einer Umfrage heute deutlich
schlechter als vor der Pande-
mie. Mehr als jede und jeder
Dritte ist burnoutgefährdet,
wie aus dem Gesundheitsre-
port der Techniker Kranken-
kasse (TK) hervorgeht. Das
Meinungsforschungsinstitut
Forsa befragte im Januar 2.023
rund tausend Studierende zu
ihrer Gesundheit. Mit 68 Pro-
zent geben zwei Drittel an, in
den vergangenen zwölf Mo-
naten durch Stress erschöpft
gewesen zu sein oder es aktu-
ell zu sein. 2015 waren dies 44
Prozent. Insgesamt fühlen sich
37 Prozent der Studierenden
stark emotional erschöpft. Bei
einer Studie von 2017 gaben
dies noch 25 Prozent an. Emo-
tionale Erschöpfung gehört zu
den Leitsymptomen für dro-
henden Burnout.

Scholz: Putin
nachAufstand
geschwächt

¥ Berlin (AFP). Bundeskanz-
ler Olaf Scholz (SPD) sieht den
russischen Präsidenten Wla-
dimir Putin durch den Söld-
neraufstand vom Wochenen-
de geschwächt. Die Ereignisse
in Russland hätten gezeigt,
„dass die autokratischen Struk-
turen, die Machtstrukturen,
Risse haben, und er keines-
wegs so fest im Sattel sitzt, wie
er immer wieder überall be-
hauptet“, sagte Scholz am
Mittwoch in der ARD-Sen-
dung „Maischberger“.

Nicht festlegen wollte sich
der Kanzler in der Frage, ob
er einen Sturz Putins für wün-
schenswert gehalten hätte.
„Wir wissen ja nicht, ob nach
Putin jemand kommt, der bes-
ser oder schlechter ist“, sagte
er.AmWochenendehabe„eine
gefährliche Lage“ bestanden,
weil niemand gewusst habe,
„was dabei rauskommt und
was das dann bedeutet für
Russlands Agieren in der Zu-
kunft“.

Nach dem Söldneraufstand
sieht Scholz Gesprächsbedarf
hinsichtlich der Leistung der
deutschen Auslandsaufklä-
rung. Die deutschen Geheim-
dienste hätten „das nicht vor-
her gewusst“, sagte Scholz. Auf
den Hinweis, dass die US-Ge-
heimdienste laut Medienbe-
richten offenbar mehrere Ta-
ge vorher von den Wagner-Plä-
nen wussten, entgegnete der
Kanzler: „Das werden wir al-
les gemeinsam miteinander zu
besprechen haben.“

Ob der Weg zu einem Frie-
den in der Ukraine durch die
Ereignisse in Russland vom
Wochenende „leichter wird
oder schwerer, kann man nicht
wirklich sicher sagen“, sagte
Scholz. Voraussetzung für Ver-
handlungen über ein Ende des
Kriegs in der Ukraine sei „im-
mer, dass Russland akzeptiert,
dass es Truppen zurückziehen
muss, denn alles andere wäre
ja die Legitimierung dessen,
was bisher stattgefunden hat“.

Kanzler Olaf Scholz sieht Wla-
dimir Putin geschwächt. Foto: afp
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